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Geſetz-Sammlung 
für die | 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 26. ——. 


(Nr, 3278.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über die Preſſe vom 30. Juni 1849. 
Vom 5. Juni 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben in Erwaͤgung, daß die unheilvollen Zuftände, welche die Ordnung und 
Ruhe im Lande mit wachſenden Gefahren bedrohen, zum großen Theile dem 
Mißbrauch der Preſſe, ſo wie der Unzulaͤnglichkeit der gegenwaͤrtigen Preßge⸗ 
ſetzgebung zuzuſchreiben find, daß daher die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit ein ſofortiges Einſchreiten der Geſetzgebung dringend erfordert, Uns 
fuͤr verpflichtet erachtet, ſowohl die Zweifel, welche uͤber die Anwendung ein⸗ 
zelner, die Preſſe beruͤhrenden, geſetzlichen Vorſchriften erhoben ſind, zu beſei⸗ 
tigen, als auch der Verordnung uͤber die Preſſe vom 30. Juni 1849. die un⸗ 
erlaͤßlichſten Ergaͤnzungen hinzuzufuͤgen. Demgemaͤß verordnen Wir nach dem 
Antrage Unſeres Staatsminiſteriums auf Grund des Art. 63. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde, was folgt: 
1 


Die Poſtverwaltung kann nach Umſtaͤnden die Annahme und Ausfuͤh⸗ 
rung von Beſtellungen auf Zeitungen und Zeitſchriften ablehnen; es wird dieſe 
Befugniß durch die Beſtimmung des $. 1. des Regulativs vom 15. Dezember 
1821. (Geſetz-Sammlung Seite 215.) nicht ausgeſchloſſen. 


§. 2. 

Die Beſtimmungen der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. we⸗ 
gen Ertheilung und Zuruͤcknahme der zum Gewerbebetriebe der Buch⸗ und 
Kunſthaͤndler, Antiquare, Inhaber von Leihbibliotheken oder Leſekabinetten, 
Verfäufer von Flugſchriften und Bildern, Lithographen, Buch- und Stein⸗ 
drucker erforderlichen beſonderen Erlaubniß der Regierung, ſind als aufgehoben 
nicht zu betrachten. Demgemaͤß ſind dieſe Beſtimmungen auch auf diejenigen 
Gewerbtreibenden gedachter Art, welche ohne jene Erlaubniß den Betrieb des 
Gewerbes begonnen haben, zur Anwendung zu bringen, jedoch mit der Maaß⸗ 
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gabe, daß denſelben zur nachtraͤglichen Einholung der Erlaubniß eine Friſt bis 
zum 1. Juli d. J. verſtattet iſt. \ 
§. 3. 


Die Verbreitung von Druckſchriften jeder Art, welche außerhalb des 
Preußiſchen Stagtes erſcheinen, kann von dem Miniſter des Innern verboten 
werden. Wer einem ſolchen, ihm beſonders bekannt gemachten oder durch das 
Amtsblatt veroͤffentlichten, Verbote entgegen, eine Druckſchrift verkauft, vertheilt, 
an Orten, welche dem Publikum zugaͤnglich ſind, ausſtellt, oder ſonſt verbreitet, 
wird mit Geldbuße von zehn bis Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe von vierzehn Tagen bis zu Einem Jahre beſtraft. a 

Die Staatsanwaltſchaft und deren Organe ſind verpflichtet, in dieſen 
Faͤllen die betreffenden Blaͤtter vorlaͤufig mit Beſchlag zu belegen. 

Die Anwendung der durch die Verbreitung von Schriften ſtrafbaren 
Inhalts etwa verwirkten hoͤheren Strafen werden durch die Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen nicht ausgeſchloſſen. 


H. 4. 8 
Wer eine Zeitung oder Zeitſchrift in monatlichen oder kuͤrzeren, wenn 
auch unregelmaͤßigen Friſten herausgeben will, iſt verpflichtet, vor der Heraus⸗ 
gabe eine Kaution zu beſtellen. 
H. 5. 


ehe . en ae Die Kaution betragt, wenn das Blatt mehr als dreimal in der Woche 

elt un gut, g ee So. gut erſcheinen ſo l, 

eee ae e, a) in Städten, welche nach dem Geſetze vom 30. Mai 1820. wegen Ent⸗ 

Ee cdl, #0 57 Da richtung der Gewerbeſteuer (Geſetz-Sammlung Seite 147.) zur erften Ab: 

eee eee aachen med theilung gehören, fo wie für alle Städte und Ortſchaften innerhalb eines 

ee er Age ee ee, zweimeiligen Umkreiſes der erſteren, 5000 Nthlr., 5 
£ b) in Städten der zweiten Abtheilung 3000 Rthlr., 

c) in Städten der dritten Abtheilung 2000 Rthlr., 

9 eee en er ee, d) an allen anderen Orten 1000 Rihlr. 

C H 6 

led e Biken. 07 FRE IE (EHI : 3 5 5 H. D 

SEE e Fuͤr Zeitungen oder Zeitſchriften, welche dreimal, oder weniger als drei⸗ 

5 „ mal in der Woche erſcheinen ſollen, wird die Kaution auf die Halfte der im 

H. 5. feſtgeſetzten Summen beſtimmt. 

Sera == Ara Ch, ac — Amar rec 
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eee si eee, Periodiſche Blätter, welche lediglich 

ee, e #59 Fu dar gone a) Für amtliche Bekanntmachungen, 127 

b) unter Ausſchließung aller politiſchen und ſozialen Fragen fuͤr rein wiſſen⸗ 

j : ſchaftliche oder techniſche Gegenſtaͤnde, Familiennachrichten, Anzeigen über 

Ze nee eee ee, öffentliche Vergnügungen, über Verkäufe, uͤber geftohlene, verlorene oder 

e eee, gefundene Sachen und aͤhnliche Nachrichten fuͤr den gewerblichen Ber 


ML. zu 2ae kehr ; i } 
— — EEE beſtimmt find, bleiben von der Kautionsbeſtellung befreit. 


., e webe Nestes N. 
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5 


Iſt indeſſen wegen des Inhalts eines dieſer periodiſchen Blaͤtter nach 
den Beſtimmungen der Verordnung uͤber die Preſſe vom 30. Juni 1849. auf 
Strafe zu erkennen, ſo iſt das Urtheil gleichzeitig gegen den Herausgeber auf 
Beſtellung einer Kaution zu richten. 

Die Beſtellung der Kaution, deren Hoͤhe ſich nach den Beſtimmungen 
des H. 5. richtet, muß innerhalb dreier Tage nach eingetretener Rechtskraft des 
Erkenntniſſes erfolgen, ohne daß es dazu einer beſonderen Aufforderung bedarf. 


. 

Die Kaution muß bei der General-Staatskaſſe oder einer Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe in baarem Gelde eingezahlt werden, und wird mit vier vom Hun⸗ 
dert verzinſt. 

Die Zuruͤckzahlung der Kaution darf nicht fruͤher erfolgen, als nach Ab⸗ 
lauf von 6 Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem das letzte Blatt 
der betreffenden Zeitung oder Zeitſchrift erſchienen iſt, und nicht anders, als ge⸗ 
gen eine Beſcheinigung der Staatsanwaltſchaft, daß eine Verfolgung wegen 
des Inhalts der Zeitung oder Zeitſchrift nicht im Gange iſt. 


f . 9. 

ö Der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung unterliegen auch die Heraus⸗ 
geber der jetzt beſtehenden, im H. 4. genannten Zeitungen und Zeitſchriften. Es 
wird ihnen jedoch zur Beſtellung der Kaution ein Zeitraum von vier Wochen, 

vom Tage der Publikation dieſer Verordnung an gerechnet, gewährt, 


H. 10. 


Iſt wegen des Inhalts einer kautionspflichtigen Zeitung oder Zeitſchrift 
auf Strafe erkannt, ſo haftet die beſtellte Kaution vorzugsweiſe vor allen an⸗ 
dern Forderungen fuͤr die Geldſtrafen und Unterſuchungskoſten, ohne Ruͤckſicht 
auf die Perſon des Verurtheilten. Die Strafen und Koſten werden, wenn 
der Nachweis ihrer Zahlung nicht innerhalb acht Tagen nach eingetretener 
Rechtskraft des Urtheils gefuͤhrt wird, aus der Kaution entnommen. 


§. 11. 


Tritt wegen des Inhalts einer Zeitung oder Zeitſchrift, gleichviel ob ſie 
von Anfang an kautionspflichtig war, oder die Kaution erſt in Folge richterli⸗ 
cher Beſtimmung geſtellt iſt, auf Grund der Hö. 13., 14., 16 - 24. incl. ber 
Verordnung vom 30. Juni 1849. zum zweitenmale eine Verurtheilung ein, ſo 
hat der Richter mit Nückficht auf die Schwere des begangenen Verbrechens 
oder Vergehens, neben der dafür zu erkennenden Strafe, die Kaution ganz 
oder mindeſtens zum zehnten Theil fuͤr verfallen zu erklaͤren. 

Bei der dritten Verurtheilung auf Grund der genannten Paragraphen 
der Verordnung vom 30. Juni 1849. muß jedesmal die ganze Kaution fuͤr ver⸗ 
fallen erklaͤrt werden; auch kann außerdem das fernere Erſcheinen der Zeitung 
oder Zeitſchrift unterſagt werden. f f 

Die neue Beſtellung der Kaution oder deren Ergaͤnzung muß innerhalb 
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dreier Tage nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntniſſes erfolgen, ohne daß 
es dazu einer beſondern Aufforderung bedarf. f 


H. 12. 


| la. er ei ergo, die erforderliche Kaution beftellt oder ergänzt, oder nachdem das fernere Er⸗ 

. glue , ſcheinen derſelben unterſagt iſt (§. 11.), wird mit einer Geldbuße von funfzig 
ll. 270 eue, J e e Thalern, oder mit Gefaͤngniß 5 Wochen bis zu zwei 

A Die naͤmliche Strafe trifft denjenigen, welcher eine Zeitung oder Zeit⸗ 
„F ſchrift verkauft, vertheilt, an Orten, welche dem Publikum zuganglich find, 

e va geen, e, ausſtellt, oder ſonſt verbreitet, nachdem das Urtheil, welches das fernere Er⸗ 
I 26 eee ſcheinen derſelben unterſagt, ihm beſonders bekannt gemacht oder durch das 
een be mc le, oi, . Amtsblatt veröffentlicht iſt. 


107 85 ER Die Staatsanwaltſchaft und deren Organe ſind verpflichtet, die betreffen⸗ 


w beſtimmten Platten und Formen, vorlaͤufig mit Beſchlag zu belegen. In dem 


eee een e, Strafurtheil kann zugleich auf Vernichtung der Blaͤtter, Platten und Formen 
m > erkannt werden. 


= 4 
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0 . Ar deu, Den Zeitungen oder Zeitſchriften ſtehen lithographirte oder auf irgend 
Seine andere Art vervielfaͤltigte Schriften gleich, welche in monatlichen oder kuͤr⸗ 
E22 zeren, wenn auch unregelmäßigen, Friſten erſcheinen. 


Z z. Ae degse iu sonst ER H. 14. 


enge den Die in den Hh. 3. und 12. dieſer Verordnung vorgeſehenen ſtrafbaren 
1 N Handlungen gehoͤren nicht zur Kompetenz der Schwurgerichte. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 5 

Gegeben Charlottenburg, den 5. Juni 1850, 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. uber, v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Sch einitz. v. Stockhauſen. 


(Nr. 3279.) 


* e, e, kee . Wer eine Zeitung oder Zeitſchrift herausgiebt, verlegt oder druckt, bevor 


den Blätter überall, wo fie ſolche vorfinden, ſo wie die zur Vervielfaͤltigung 
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(Nr. 3279.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Mai 1850., die Wiederannahme der Bezeich⸗ 
nung: Kammergericht von Seiten des Appellationsgerichts zu Berlin 
betreffend. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 22. April d. J. will Ich dem 
Appellationsgerichte zu Berlin auf deſſen Antrag die Wiederannahme der Be⸗ 
zeichnung: Kammergericht geſtatten. Dieſe Anordnung iſt jedoch auf die 
dem gedachten Gerichtshofe durch die Verordnung vom 2. Januar v. J. beige⸗ 
legten Rechte und Pflichten und auf deſſen Verhältniß zu den uͤbrigen Appel⸗ 
lationsgerichten der Monarchie ohne Einfluß, fo daß alle auf die Appellations⸗ 
gerichte überhaupt ſich beziehenden Beſtimmungen auch kuͤnftighin ſich auf den⸗ 
ſelben mit erſtrecken. 
Charlottenburg, den 21. Mai 1850. 


Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


An das Staatsminiſterium. 


Fr. 32793280.) (Nr. 3280.) 


N 


(Nr. 3280.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Mai 1850., betreffend die Errichtung einer be- 
ſonderen Central-Kommiſſion für die Angelegenheiten der Rentenbanken. 


8 
Auf den Antrag des Staatsminiſteriums in dem Berichte vom 16. d. M. 
will Ich genehmigen, daß fuͤr die Bearbeitung aller Angelegenheiten, welche 
das Geſetz vom 2. Maͤrz d. J. uͤber die Errichtung von Rentenbanken (Ge⸗ 
feß- Sammlung S. 112.) den Miniſterien für die Finanzen und für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten überträgt, eine beſondere Central-Kommiſſion 
bis auf Weiteres errichtet werde. Ich beſtimme demgemaͤß was folgt: 
1) Es wird eine „Central-Kommiſſion für die Angelegenheiten der Renten⸗ 
banken“ gebildet. Dieſelbe hat ihren Sitz in Berlin und beſteht aus 
dem interimiſtiſchen Unter-Staatsſekretair, Wirklichen Geheimen Ober: 
Juſtizrath Bode als Vorſitzendem und je einem oder zwei vortragenden 
Rathen des Finanz-Miniſteriums und des Miniſteriums für die land- | 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten, welche von den betreffenden Miniftern 
zu dieſem Zwecke beauftragt werden. 
Der Central⸗Kommiſſion ſteht die Bearbeitung aller Angelegenheiten 3 
welche die Ausfuͤhrung des Geſetzes vom 2. Maͤrz d. J. uͤber die Er⸗ 
richtung von Rentenbanken, insbeſondere die erſte Einrichtung der Ren⸗ 
tenbanken und die Oberaufſicht über dieſelben, in Gemaͤßheit des H. 5. 
dieſes Geſetzes zum Gegenſtande haben. Den Miniftern für die Finan⸗ 
zen und fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bleibt es uͤberlaſſen, 
derſelben die obere Leitung und Aufſicht über die für einzelne Landes⸗ 
theile bereits beſtehenden Renten⸗Tilgungs⸗Kaſſen, nämlich 
a) die durch die Kabinets-Order vom 20. September 1836. (Geſetz⸗ 
Sammlung 1836. S. 235.) errichtete Tilgungskaſſe zur Erleichte⸗ 
rung der Abloͤſung der Reallaſten in den Kreiſen Paderborn, Bl 
ren, Warburg und Hoͤrter; 8 
b) die in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 22. Dezember 1839., betreffend 
die Rechtsverhaͤltniſſe der Grundbeſitzer und die Abloͤſung der Real⸗ 
laften in den Grafſchaften Wittgenſtein-Berleburg und Wittgen⸗ 
ſtein⸗Wittgenſtein (Geſetz- Sammlung 1840. S. 6.) bei der Regie⸗ 
rin in Arnsberg beſtehende Wittgenſteinſche Til: 
gungskaſſe; 
ch) die gemäß Order vom 18. April 1845. (Geſetz-Sammlung 1845. 
S. 410.) errichtete Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Abloͤſung 
95 918 in den Kreiſen Helligenſtadt, Muͤhlhauſen und 
orbis a i 
auch vor deren Vereinigung mit den Provinzial-Rentenbanken zu über: 
tragen. f 
Die Central-Kommiſſion erledigt die ihr übertragenen Geſchaͤfte in bes 
ſonderem Auftrage des Finanz⸗Miniſters und des Miniſters für die land? 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten, gemaͤß der von letzteren ihr ertheilten | 


— 


2 


SI 


8 


— 


Inſtruktion, uͤbrigens ſelbſtſtaͤndig und in ihrem eigenen Namen. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind nur ſolche Angelegenheiten, in welchen es Mei— 
ner 
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ner Genehmigung bedarf, oder welche von den vorgeſetzten Miniftern 
ausdruͤcklich ihrer Entſcheidung vorbehalten werden. Antraͤge der Be⸗ 
hoͤrden und Privatperſonen ſind ohne Ausnahme unmittelbar an die 
Central-Kommiſſion zu richten. 
Dem Vorſitzenden der Central-Kommiſſion liegt die Leitung und Ver⸗ 
theilung der Geſchaͤfte ob. Derſelbe iſt befugt, die Ausfuͤhrung eines 
Beſchluſſes bis zur Entſcheidung der vorgeſetzten Miniſter zu ſuspen⸗ 
diren. Das erforderliche Subalternen-Perſonal wird von dem Finanz⸗ 
Miniſterium und von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten gewaͤhrt. i f 
Der Finanz⸗Miniſter und der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten ſind mit der Ausfuhrung dieſes Erlaſſes beauftragt. Sie 
haben auch den Zeitpunkt bekannt zu machen, mit welchem die Beſtim⸗ 
mungen zu 1. und 2. in Wirkſamkeit treten. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 21. Mai 1850. 


Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
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An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 3281.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. Juni 1850., betreffend den Erlaß der herkoͤmm⸗ 
lichen Prinzeſſinnen-Steuer bei der Vermaͤhlung der Prinzeffin Charlotte 
Koͤniglicher Hoheit. 


Kr will bei der vor Kurzem erfolgten Vermaͤhlung Meiner Nichte der 
rinzeſſin Charlotte Koͤniglicher Hoheit die herkömmliche Prinzeſſinnen-Steuer 
unter Vorbehalt des Rechts für kuͤnftige Falle hierdurch erlaffen und beauf⸗ 
trage das Staatsminiſterium, dieſe Ordre durch die Geſetz- Sammlung be⸗ 
kannt zu machen. 5 

Charlottenburg, den 5. Juni 1850. 


Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. 
An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei, 
Giudelh Decker.) 0 
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